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§ 1 Dauer des Arbeitsverhältnisses   
Das Arbeitsverhältnis beginnt am … und ist befristet bis …. Die Befristung 
erfolgt ohne Sachgrund. Es besteht Einigkeit darüber, dass auch während der 
Befristung das Arbeitsverhältnis gekündigt werden kann. Der Rücktritt vom 
Arbeitsvertrag oder Kündigung vor Aufnahme der Tätigkeit sind 
ausgeschlossen.   
 
§ 2 Art der Tätigkeit 
Der Arbeitnehmer wird als Sicherheitsmitarbeiter eingestellt. Wesentliche 
Aufgabe ist die vorbeugende Schadensverhütung in Form von 
Objektbewachung, Revierdienst sowie Pforten- und Empfangsdienst. Im 
Übrigen wird auf die Begriffsbestimmung des BDSW 
Bundesmantelrahmentarifvertrages in seiner jeweiligen aktuellen Fassung 
Bezug genommen. Der Arbeitgeber behält sich im Rahmen des 
Direktionsrechts gemäß §106 GewO vor, den Arbeitnehmer entsprechend 
seiner Leistungen und Fähigkeiten mit einer anderen im Interesse des 
Arbeitsgebers zumutbaren Tätigkeit zu betrauen. 
 
§ 3 Bezugnahmeklausel     
Der Arbeitgeber ist kraft Tarifrechts an die Tarifverträge des BDSW gebunden. 
Diese gelten in der jeweiligen aktuellen Fassung auch für das zwischen den 
Parteien bestehende Arbeitsverhältnis, solange und soweit die 
Tarifgebundenheit des Arbeitgebers besteht. Es finden immer die aktuell 
gültigen Tarifbestimmungen am Einsatzort des Arbeitnehmers Anwendung. 
dies gilt auch für ergänzende Tarifverträge (Manteltarifverträge der Länder, 
bundesweiter Mantelrahmentarifvertrag, evtl. weitere) oder anderweitige 
betriebliche Abreden (z. B. Betriebsvereinbarungen), die aufgrund oder im 
Rahmen des genannten Tarifvertrages abgeschlossen werden. 
                                                           
§ 4 Entgelt 
Der Arbeitnehmer erhält einen tätigkeitsbezogenen Brutto-Stunden-Lohn nach 
der Lohngruppe im Zuständigkeitsbereich seiner Einsatztätigkeit 
entsprechend der tariflichen Bestimmung des BDSW Tarifvertrages am 
Einsatzort. Zuschläge werden auf den jeweiligen tariflichen Lohnsatz am 
Einsatzort gewährt und finden gemäß den gültigen tarifvertraglichen 
Bestimmungen des BDSW Anwendung. Die Lohnabrechnung wird spätestens 
bis zum 15. des Folgemonats erfolgen. Die Zahlung erfolgt bargeldlos auf ein 
vom Arbeitnehmer einzurichtendes Konto. Der Arbeitgeber ist berechtigt, die 
Lohnzahlung per Scheck oder in Bar auszuführen. Lohnvorauszahlungen 
werden nur in äußerst dringenden Fällen gewährt, wobei nur der bis zum 
Auszahlungszeitpunkt erarbeitete Lohnanteil zur Auszahlung kommen kann. 
Für Lohnvorauszahlungen hat der Arbeitnehmer eine Bearbeitungsgebühr in 
Höhe von EUR 15,00 je Abschlagszahlung zu entrichten. Der Arbeitnehmer 
verpflichtet sich, etwaig zu viel bezogene Vergütung an den Arbeitgeber 
vollumfänglich zurückzuzahlen. Der Einwand nach § 818 Abs. 3 BGB ist 
ausgeschlossen. Der Arbeitgeber ist berechtigt, die Entgeltabrechnung 
ausschließlich elektronisch bereitzustellen.  
                                                                                                          
§ 5 Arbeitszeit  

☐ Der Arbeitnehmer wird eingestellt als Mitarbeiter der City Schutz GmbH in 

Vollzeit. Die monatliche Mindestarbeitszeit beträgt im Jahresdurchschnitt 
173 Stunden. Die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit beträgt 
durchschnittlich 40 Stunden, bei 5 Kalendertagen pro Woche.  

☐ Der Arbeitnehmer wird eingestellt als Mitarbeiter der City Schutz GmbH in 

Teilzeit. Der Beschäftigungsanspruch beträgt  

☐ 40% einer Vollzeitbeschäftigung, bei 2 Kalendertagen pro Woche  

☐ 60% einer Vollzeitbeschäftigung, bei 3 Kalendertagen pro Woche.  

☐ 80% einer Vollzeitbeschäftigung, bei 4 Kalendertagen pro Woche.  

☐ Der Arbeitnehmer wird eingestellt als dauerhaft geringfügig Beschäftigter 

der City Schutz GmbH. Es besteht kein Beschäftigungsanspruch. Die 
wöchentliche Höchstarbeitszeit beträgt 9 Stunden.  

☐ Der Arbeitnehmer wird eingestellt als Mitarbeiter mit kurzfristig 

geringfügiger Beschäftigung der City Schutz GmbH. Es besteht kein 
Beschäftigungsanspruch. Die wöchentliche Höchstarbeitszeit beträgt 9 
Stunden. 

Die Arbeitszeit beginnt mit der Aufnahme und endet mit dem Schluss der 
Tätigkeit an dem jeweiligen Einsatz- bzw. Arbeitsort. Festgelegte Pausen sind 
durchzuführen und werden nicht vergütet. Umkleidezeiten vor nach 
Schichtbeginn werden ebenfalls nicht vergütet.  

Der Arbeitnehmer ist verpflichtet neben der Werktagarbeit (Montag bis 
Samstag), auch Nachtarbeit, Sonntagsarbeit, Feiertagsarbeit und 
Überstunden im gesetzlich zulässigen Umfang und nach den betrieblichen 
Erfordernissen zu leisten. Bei dem angewandten Arbeitszeitmodell handelt es 
sich um eine kapazitätsorientierte variable Jahresarbeitszeit (KAPOVAZ), die 
in Schichten zu erbringen ist. Die Einzelheiten hierzu sind in der betrieblichen 
Arbeitsanweisung U1 AA02 geregelt. Der Arbeitnehmer erklärt sich mit einer 
Verlängerung der Arbeitszeit von über 8 Stunden und wöchentlich von über 
48 Stunden im Rahmen des Arbeitszeitgesetzes einverstanden. Er wurde 
darüber informiert, dass er diese Vereinbarung jederzeit mit einer Frist von 
einem Monat widerrufen kann. Weitergehende Details und Einzelheiten regelt 
die jeweils aktuelle Betriebsvereinbarung über „Schichtzeiten, 
Rufbereitschaften, Pausen und die Führung von Arbeitszeitkonten“. 
 
§6 Arbeitszeitkonto 

☐ Die Führung eines Arbeitszeitkontos wird nicht vereinbart. 

☒ Es wird ein Arbeitszeitkonto geführt.  

Die Einzelheiten hierzu sind in der betrieblichen Arbeitsanweisung U1 AA02 
sowie in der jeweils aktuellen Betriebsvereinbarung geregelt. Scheidet der 
Arbeitnehmer aus dem Unternehmen aus, so ist das Arbeitszeitkonto 
auszugleichen. Ein eventuelles Guthaben kommt ohne Mehrarbeitszuschläge 
mit dem letzten Lohn zur Auszahlung. Sollte das Arbeitszeitkonto 
Minusstunden aufweisen, so erklärt sich der Arbeitnehmer damit 
einverstanden, dass diese bei der Lohnabrechnung in Abzug gebracht 
werden. Hierfür erklärt sich der Arbeitnehmer mit einer Unterschreitung der 
Pfändungsfreigrenze in Höhe des offenen Betrages (Minusstunden 
multipliziert mit dem Stundensatz) bereit.  
 
§ 7 Einsatzort 
Der Einsatz erfolgt bei Auftraggebern der City Schutz GmbH. Für die An- und 
Abfahrt zum jeweiligen Einsatz- bzw. Arbeitsort ist der Arbeitnehmer selbst 
verantwortlich. Die Tätigkeit erfordert vom Arbeitnehmer, aufgrund der 
Aufgaben und des Ansehens der Firma in der Öffentlichkeit, sowie des 
Vertrauens der Kunden in die Firma, ein hohes Maß an Disziplin, 
Vertrauenswürdigkeit und ein einwandfreies Auftreten während und auch 
außerhalb der Dienstzeit. Der Arbeitnehmer hat keinen Anspruch auf einen 
bestimmten Arbeitsplatz. Der Arbeitgeber kann den Arbeitnehmer jederzeit im 
Rahmen des Direktionsrechts auf einen anderen Arbeitsplatz innerhalb und 
außerhalb des dem Arbeitnehmer jetzt zugewiesenen Einsatzortes versetzen. 
Hierbei werden die Belange des Arbeitnehmers angemessen berücksichtigt.   
 
§ 8 Lohnpfändung, Abtretung und Lohnbescheinigung 
Pfändungen oder Abtretungen der Lohnforderung sind zulässig. Die dafür 
entstandenen Bearbeitungskosten von 15,00 EUR je Buchung, hat der 
Arbeitnehmer zu tragen. Sie werden, mit der laufenden Lohnzahlung 
verrechnet. Zur Besicherung von Arbeitgeberdarlehn, Qualifizierungs- und 
Ausbildungsaufwendungen sowie sonstiger Forderungen des Arbeitgebers, 
tritt der Arbeitnehmer unwiderruflich seine künftigen Lohn-, Versicherungs-, 
Renten- und Sozialansprüche bis zur Pfändungsfreigrenze an den Arbeitgeber 
ab. Entstehen Forderungen des Arbeitgebers gegenüber dem Arbeitnehmer, 
so sind diese zu erstatten. Der Arbeitnehmer erklärt sich damit einverstanden, 
dass der Arbeitgeber die offenen Beträge ohne Berücksichtigung der 
Pfändungsfreigrenze von dem Lohn einbehalten darf, der auf die Feststellung 
der Ansprüche folgt. Scheidet ein Arbeitnehmer aus dem Unternehmen aus, 
so sind alle Ansprüche spätestens mit dem Austritt und demnach mit dem 
letzten Lohn zu erstatten. Sollte der Arbeitnehmer der erläuterten 
Vorgehensweise nicht zustimmen, so muss er bis spätestens 14 Tage nach 
Bekanntwerden der Forderung schriftlich dieser Verfahrensweise 
widersprechen und einen Vorschlag zur Abzahlung der offenen Forderung 
vorlegen. Einigen sich beide Parteien auf eine andere Rückzahlungsweise, so 
ruht die o.a. Rückzahlungsmethode. Für das Ausstellen von Lohn-, Wohngeld- 
und sonstigen Bescheinigungen für den Arbeitnehmer erheben wir eine 
Bearbeitungsgebühr von 10,00€ pro Bescheinigung, welche von der 
laufenden Lohnzahlung einbehalten wird. Ausgenommen hiervon sind die 
Lohnsteuerbescheinigung und DEÜV-Meldungen. Der Arbeitnehmer ist 
verpflichtet, den Arbeitgeber rechtzeitig über etwaige Pfändungen u. ä. zu 
informieren. Der Arbeitgeber haftet nicht für durch verspätete, unvollständige 
oder fehlerhafte Meldungen entstandene Schäden. Werden dem Arbeitgeber 
durch Gläubiger rechtskräftige Forderungen gegenüber dem Arbeitnehmer 
bekannt gegeben, so werden diese automatisch umgesetzt, ohne den 
Arbeitnehmer noch einmal separat zu informieren. 
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§ 9 Freischichten und Urlaub 
Der Arbeitnehmer erhält Erholungsurlaub gemäß den tarifvertraglichen 
Regelungen des BDSW. Mitarbeiter, die nicht regelmäßig in Vollzeit oder an 
allen Werktagen beschäftigt sind, erhalten anteiligen Erholungsurlaub. 
Während des Erholungsurlaubes ist eine dem Urlaubszweck widersprechende 
Erwerbstätigkeit untersagt. Der Erholungsurlaub ist mit dem unmittelbaren 
Vorgesetzten bis zum 31.03. eines jeden Jahres, spätestens aber 3 Monate 
vor Urlaubsantritt terminlich abzustimmen. Hierbei werden sowohl 
betriebsbedingte Erfordernisse als auch familiäre Situationen des 
Arbeitnehmers berücksichtigt. Der Urlaub soll zusammenhängend genommen 
werden, es sei denn, dass dringende betriebliche oder in der Person des 
Arbeitnehmers liegende Gründe eine Teilung des Urlaubes erforderlich 
machen. Der Erholungsurlaub muss im laufenden Kalenderjahr durch den 
Arbeitnehmer in Anspruch genommen werden. Eine Übertragung des Urlaubs 
auf das nächste Kalenderjahr ist nur statthaft, wenn dringende betriebliche 
oder in der Person des Arbeitnehmers liegende Gründe dies rechtfertigen. Die 
Beantragung zur Übernahme des Rest Urlaubsanspruchs hat vor Ablauf des 
Kalenderjahres in dem der Urlaubsanspruch entstanden ist zu erfolgen und ist 
schriftlich unter Angaben von Gründen an die Personalabteilung zu richten.  
Übertragener Urlaub ist bis spätestens zum 31.03. des Folgejahres zu 
nehmen.  Wird der gewünschte Urlaub ohne Zustimmung der Firma 
angetreten, so ist die Firma berechtigt, das Arbeitsverhältnis fristlos zu 
kündigen. Scheidet der Arbeitnehmer innerhalb der ersten Jahreshälfte aus, 
so hat der Arbeitnehmer Anspruch auf ein Zwölftel des Jahresurlaubs für jeden 
vollen Monat bis zum Austritt. Bei Ausscheiden in der zweiten Jahreshälfte 
wird der Urlaubsanspruch gezwölftelt, wobei die Kürzung allerdings nur 
insoweit erfolgt, als hierdurch nicht der gesetzlich vorgeschriebene 
Mindesturlaub unterschritten wird. Der Arbeitnehmer erklärt sich 
einverstanden zu viel gezahlte Urlaubsvergütung an den Arbeitgeber 
zurückzuerstatten. Dies geschieht durch Einbehalt vom letzten Lohn. Der 
Arbeitnehmer verzichtet in Höhe der offenen Forderung auf die Einhaltung der 
Pfändungsfreigrenze. Die dreimonatige Ausschlussfrist gilt herfür nicht, 
vielmehr ist das gesamte Kalenderjahr zu betrachten. Für jeden vollen 
Kalendermonat der Elternzeit wird der Jahresurlaubsanspruch des 
Arbeitnehmers um ein Zwölftel gekürzt.   
  
§ 10 Entgeltfortzahlung 
10.1. Urlaubsentgelt 
Die Berechnung des Urlaubsentgeltes erfolgt nach den tarifvertraglichen 
Bestimmungen des BDSW am Einsatzort. Sofern keine besondere tarifliche 
Regelung besteht, gilt das Bundesurlaubsgesetz. 
 
10.2. Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall 
Die Berechnung der Entgeltfortzahlung erfolgt nach den tarifvertraglichen 
Bestimmungen des BDSW am Einsatzort. Sofern keine besondere tarifliche 
Regelung besteht, gilt das Entgeltfortzahlungsgesetz.  
 
Der Arbeitnehmer erhält innerhalb eines Zeitraumes von 12 Monaten für 
insgesamt 42 Tage Lohnfortzahlung durch den Arbeitgeber. Anschließend 
greift die Lohnfortzahlung durch die jeweilige Krankenkasse. 
 
Zwischen den Parteien dieses Vertrages besteht Einigkeit darüber, dass 
etwaige Schadenssatzansprüche, die der Arbeitnehmer gegen einen Dritten 
aus einem zur Arbeitsunfähigkeit führenden Ereignis hat, an City Schutz in 
Höhe der von ihr gewährten Entgeltfortzahlung im Voraus abgetreten werden.  
 
§ 11 Erkrankungen und Arbeitsverhinderung 
Ist der Arbeitnehmer durch Krankheit oder sonstige unvorhergesehene 
Ereignisse verhindert zu arbeiten, so ist die Firma sofort bei der Feststellung 
der Krankheit, mindestens jedoch zwei Stunden vor dem geplanten 
Dienstbeginn, über die voraussichtliche Ausfalldauer zu informieren. Bei 
krankheitsbedingtem Fernbleiben vom Dienst ist am ersten Tag des 
Fernbleibens eine ärztliche Bescheinigung (Krankenschein) zu erwirken, die 
spätestens am dritten Werktag der Verhinderung im Original einzugehen hat. 
Nach Ende des in der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung benannten 
Zeitraumes wird der Arbeitnehmer wieder zum Dienst eingeplant. Sollten 
seitens des Arbeitnehmers Zweifel an der Diensttauglichkeit für diesen 
Zeitpunkt bestehen, ist dies dem Arbeitgeber bis spätestens zwei Tage vor 
Ablauf der Krankschreibung mitzuteilen. Spätestens zwölf Stunden vor 
Dienstantritt ist eine neue Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung einzureichen. 
Sollte der Arbeitnehmer nach einer Erkrankung noch nicht wieder zum Dienst 
eingeteilt sein, so ist er verpflichtet, sich ab dem ersten Tag der Genesung 
täglich bei seinem Vorgesetzten persönlich zu melden. Von den o.g. Pflichten 
entbindet auch eine Erkrankung über das Wochenende oder an Sonn- und 
Feiertagen nicht. Jeder Arbeitnehmer ist selbst dafür verantwortlich, diese 
Zeiträume entsprechend zu berücksichtigen, um der entsprechenden 
Nachweispflicht selbständig nachzukommen. Kommt der Arbeitnehmer seiner 
Verpflichtung nicht nach, so ist dies im Wiederholungsfall ein Grund zur 
fristlosen Kündigung des Arbeitsverhältnisses. Dauert die Arbeitsunfähigkeit 
mehr als fünf Tage, erklärt sich der Arbeitnehmer damit einverstanden, nach 
Aufforderung durch den Arbeitgeber eine amtsärztliche Bescheinigung 
beizubringen, oder eine Prüfung des Sachverhaltes durch den Medizinischen 
Dienst der Krankenkassen (MDK) aktiv zu unterstützen. Der Arbeitnehmer 
erklärt sich damit einverstanden, dass spätestens nach mehr als sechs 
Wochen Erkrankung innerhalb von 12 Monaten, ein Gespräch zum 
Betrieblichen Eingliederungsmanagement (BEM) angestrebt werden soll. Wird 
die Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung nicht beigebracht, ruht der 
Entgeltfortzahlungsanspruch des Arbeitnehmers. Der Arbeitnehmer ist mit 

Abschluss sowie während der gesamten Laufzeit des Arbeitsvertrages 
gegenüber dem Arbeitgeber verpflichtet, alle Veränderungen zu seinem 
Gesundheitszustand z. B. Schwerbehinderung oder deren Gleichstellung 
unverzüglich innerhalb von sieben Kalendertagen nach bekannt werden 
dieses Umstandes schriftlich zu melden. Verspätete oder unterlassene 
Meldungen gehen zu Lasten des Arbeitnehmers.  

 
§ 12 Sonderleistungen 
Gezahlte Gratifikationen, wie Weihnachtsgeld, Anwesenheitsprämien, 
Fahrgelder, Verpflegungsmehraufwendungen sind auch im Wiederholungsfall 
freiwillig gezahlt und begründen kein Rechtsanspruch in Folgemonaten und -
jahren. Es sei denn, es besteht ein tariflicher Anspruch. 

 
§ 13 Bekleidungs- und Ausrüstungsgegenstände  
Das Tragen von Dienstbekleidung ist vorgeschrieben. Einzelheiten 
insbesondere die Unterscheidung zwischen Dienstkleidung und der übrigen 
Arbeitskleidung regelt die Kleiderordnung in seiner jeweils gültigen Fassung. 
Die für den Dienst erforderliche Ausrüstung sowie die Dienst- und 
Arbeitsschutzkleidung werden dem Arbeitnehmer vom Arbeitgeber in 
ordnungsgemäßem Zustand unentgeltlich zur Verfügung gestellt. Der 
Arbeitnehmer ist verpflichtet, diese Ausrüstungs- und 
Bekleidungsgegenstände im Dienst zu gebrauchen. Zum Gebrauch der 
Gegenstände außer Dienst ist der Arbeitnehmer ohne ausdrückliche 
Genehmigung des Arbeitgebers nicht befugt. Zur Absicherung auf Verlust oder 
schuldhafter Beschädigung der Bekleidungs- und Ausrüstungsgegenstände 
wird vom Arbeitgeber gegenüber dem Arbeitnehmer eine Kaution erhoben, die 
nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses und Rückgabe der Dienstkleidung 
und Ausrüstungsgegenstände in einem gebrauchsfähigen Zustand erstattet 
wird. Die Höhe der Kaution beträgt den abgerechneten Wert der empfangenen 
Dienstkleidungs- und Ausrüstungsgegenstände. Die Kaution wird nach 
Übergabe der Bekleidungs- und Ausrüstungsgegenstände ab der ersten 
Lohnabrechnung für einen vollständigen Monat in Raten von je 50,00€ 
einbehalten. Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, die ihm übergebenen 
Ausrüstungs- und Bekleidungsgegenstände in Ordnung zu halten. Die 
Verpackungs- und Versandkosten werden vom Arbeitnehmer getragen. Die 
personenbezogenen Daten können an externe Lieferanten weitergegeben 
werden. Diese Daten werden nicht gespeichert und ausschließlich für 
Versandzwecke genutzt. Verliert der Arbeitnehmer Ausrüstungs- und 
Bekleidungsgegenstände oder beschädigt diese schuldhaft, hat er dem 
Arbeitgeber den nachgewiesenen Schaden zu ersetzen. Wird die Kaution in 
Raten bezahlt und der Mitarbeiter tritt vor der vollständigen Abzahlung aus, so 
hat City Schutz das Recht den entsprechenden Differenzbetrag vom Lohn 
einzubehalten, sofern die ordnungsgemäße Rückgabe bis zur Lohnrechnung 
noch nicht erfolgt ist. Die Dienstkleidung und Ausrüstung, ist nach 
Ausscheiden des Mitarbeiters von diesem gereinigt und in 
wiederverwertbarem Zustand innerhalb von 4 Wochen abzugeben. Die 
Abgabe erfolgt ausschließlich an den Stammsitz in Schönburg, da hier die 
Hauptverwaltung und das Bekleidungslager angesiedelt sind. Die Rückgabe 
von Bekleidung auf dem Postweg ist erlaubt. Erfolgt die Rückgabe in der eben 
geschilderten Weise, wird die Kaution vollständig erstattet. Wird Bekleidung 
schmutzig abgegeben, werden die notwendigen Reinigungskosten von der 
Kaution einbehalten. Wird Bekleidung beschädigt zurückgegeben, wird der 
Zeitwert von der Kaution einbehalten. Wird Bekleidung nicht innerhalb von 4 
Wochen oder gar nicht zurückgegeben, stellt dies eine vorsätzliche und 
rechtswidrige Einbehaltung von Firmeneigentum dar. In diesem Fall wird die 
Kaution vollständig einbehalten. Wenn zusätzliche Bekleidung gewünscht 
wird, kann diese bei City Schutz erworben werden. Die Vorgehensweise ist 
ausführlich in der Kleiderordnung beschrieben. Dienstkleidung ist solange zu 
tragen, wie Sie optisch und praktisch ihren Zweck erfüllt. Der Arbeitnehmer 
erklärt sich mit der Einbehaltung der aus dieser Regelung entstehenden 
offenen Beträge vom darauffolgenden Lohn auch ohne Berücksichtigung der 
Pfändungsfreigrenze einverstanden.   
  
§ 14 Verschwiegenheitspflicht 
Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, über alle während der Tätigkeit bekannt 
gewordenen betriebsinternen Angelegenheiten (z. B. über Einrichtungen, 
Anweisungen, Vorkommnisse im Unternehmen des Arbeitgebers oder in den 
Bewachungsobjekten) dritten Personen gegen über keine Auskunft zu 
erteilen. Insbesondere ist jede Auskunftserteilung über Personal, Anzahl, 
Lage, Beschaffenheit usw. der Wachobjekte untersagt. Dies gilt auch für die 
Kommunikation auf Social Media Plattformen und anderen Portalen. Eine 
Verletzung dieser Pflichten kann eine außerordentliche Kündigung zur Folge 
haben. Die Verschwiegenheitspflicht gilt auch gegenüber 
Familienangehörigen. Auch nach dem Ausscheiden aus dem 
Arbeitsverhältnis, ist der Arbeitnehmer zur Verschwiegenheit verpflichtet. Der 
Arbeitgeber kann, neben dem Schadensersatz im Einzelnen geltend zu 
machen, für jede Verletzung eine Vertragsstrafe in Höhe von 5.000,00 EUR 
von Vollzeitkräften verlangen. Für Teilzeitkräfte und geringfügig Beschäftigte 
berechnet sich die Vertragsstrafe anteilig. 
 
§ 15 Wettbewerbsverbot  
Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, während des Bestehens des 
Arbeitsverhältnisses nicht in die Dienste eines Konkurrenzunternehmens zu 
treten, sich daran zu beteiligen oder es in anderer Weise zu unterstützen, 
weder mittel- noch unmittelbar. Ein Verstoß gegen diese Verpflichtung 
berechtigt die Firma zur fristlosen Kündigung des Arbeitsverhältnisses, ohne 
vorherige Abmahnung. Der Arbeitgeber kann neben dem Schadensersatz im 
Einzelnen geltend zu machen für jede Verletzung eine Vertragsstrafe in Höhe 
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von 5.000,00 EUR von Vollzeitkräften verlangen. Für Teilzeitkräfte und 
geringfügig Beschäftigte berechnet sich die Vertragsstrafe entsprechend 
anteilig. 
 
§ 16 Nebenbeschäftigung 
Der Arbeitnehmer bedarf, während der Dauer des Arbeitsverhältnisses, zu 
einer auf Erwerb gerichteten Nebentätigkeit der schriftlichen Genehmigung 
der Firma. Der Arbeitnehmer erklärt gegenüber dem Arbeitgeber, dass er 
während der Dauer des Teilzeit- und Aushilfsarbeitsverhältnisses (geringfügig 
Beschäftigte) bei der City Schutz GmbH kein weiteres Arbeitsverhältnis 
eingeht und ausübt. Sollte der Arbeitnehmer dagegen verstoßen, stellt der 
Arbeitnehmer die City Schutz GmbH von allen anfallenden 
Sozialversicherungsbeiträgen gegenüber der LVA und der Krankenkassen 
haftungsfrei, das heißt, sämtliche anfallenden Sozialversicherungsbeiträge die 
aus einer falschen sozialversicherungsrechtlichen Beurteilung des 
Arbeitsverhältnisses entstehen, trägt der Arbeitnehmer selbst.     
 
§ 17 Fort- und Weiterbildung 
Der Arbeitnehmer hat am allgemeinen Unterricht zur Aus- und Fortbildung 
teilzunehmen. Bei vom Arbeitgeber finanzierter Ausbildung gelten besondere 
Bestimmungen, die durch eine Qualifizierungsvereinbarung geregelt werden. 
Qualifizierungsvereinbarungen werden vor Aufnahme von Aus- und 
Weiterbildung im beiderseitigen Einvernehmen geschlossen. Der 
Arbeitnehmer verpflichtet sich hierbei, je nach Höhe der Qualifikationskosten, 
dem Arbeitgeber einen entsprechenden Zeitraum die erworbene Qualifikation 
zur Verfügung zu stellen. Die Qualifizierungsvereinbarungen regeln, dass im 
Kündigungsfall vor Ablauf des festgelegten Zeitraumes von City Schutz 
verauslagte Aus- und Weiterbildungskosten zurückgefordert werden können. 
In der Regel verursachen Qualifizierungsvereinbarungen also keinerlei Kosten 
für den Arbeitnehmer. Für die anfänglichen Einweisungen am Kundenobjekt 
werden ebenfalls Qualifizierungsvereinbarungen geschlossen. Damit soll 
vermieden werden, dass sich Arbeitnehmer nach ihrer Einstellung an 
mehreren Objekten nacheinander einweisen lassen, dann kündigen und somit 
für City Schutz beträchtliche Einweisungskosten ohne Gegenleistung anfallen. 
Die Dauer der Einweisungsschichten ist standardisiert und orientiert sich am 
qualitativen Anspruchsniveau des Objektes. Einzelheiten, wie z. B. etwaige 
Rückzahlungsmodalitäten regelt die jeweilige Qualifizierungsvereinbarung. 
 
§ 18 Probezeit 
Die ersten 6 Monate gelten als Probezeit. Innerhalb dieses Zeitraums kann 
das Arbeitsverhältnis ohne Angaben von Gründen gekündigt werden. Die 
Kündigungsfrist während dieser Zeit beträgt 7 Tage und richtet sich nach den 
tarifvertraglichen Regelungen des BDSW Manteltarifvertrag in seiner 
jeweiligen aktuellen Fassung. 

 
§ 19 Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
Das Arbeitsverhältnis endet, ohne dass es einer Kündigung bedarf, am letzten 
des Monates, in dem der Arbeitnehmer eine ungekürzte Altersrente beziehen 
kann. Bei Erwerbsminderung gelten die Regelungen des jeweils gültigen 
Mantelrahmentarifvertrages für Sicherheitsdienstleistungen in der BRD. 
Das Arbeitsverhältnis kann ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist, unter 
Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen, mit sofortiger Wirkung gemäß 
§626 Abs.1 BGB gelöst werden. Dies gilt insbesondere, wenn eine 
Erlaubnisbehörde eine (weitere) Beschäftigung ablehnt oder es an der 
medizinischen Eignung mangelt. Weitere Beendigungstatbestände und 
Kündigungsfristen regeln sich nach dem Mantelrahmentarifvertrag für das 
Wach- und Sicherheitsgewerbe der Bundesrepublik Deutschland, sowie den 
am Einsatzort gültigen Tarifverträgen des BDSW, ersatzweise nach den 
gesetzlichen Bestimmungen. Jede Kündigung bedarf zu ihrer Wirksamkeit der 
Schriftform, die elektronische Form ist ausgeschlossen (§623 BGB). Gemäß 
§4 Kündigungsschutzgesetz kann innerhalb von 3 Wochen 
Kündigungsschutzklage erhoben werden.  
 
§ 20 Aufhebung des Arbeitsverhältnisses 
Es besteht Einigkeit darüber, dass das Arbeitsverhältnis aufgehoben wird, 
wenn der Mitarbeiter die behördliche Zuverlässigkeitsprüfung nicht besteht 
oder wenn diese Zuverlässigkeit behördlich aberkannt wird und der Mitarbeiter 
in Folge dessen nicht mehr im Wachgewerbe eingesetzt werden kann.    
 
§ 21 Vertragsstrafen, Schadensersatz und Betriebsbußen 
Arbeitnehmer seine Tätigkeit nicht vertragsgemäß wahr oder missachtet 
gesetzliche sowie betriebliche Regelungen, werden diese disziplinarisch als 
auch finanziell in Form von Vertragsstrafen oder Betriebsbußen geahndet.  
Der Arbeitgeber behält sich die Geltendmachung weitergehender 
Schadensersatzansprüche ausdrücklich vor. Nähere Details, regelt die 
Betriebsvereinbarung „Betriebsbußen Ordnung“.  Werden nach Beendigung 
des Arbeitsvertrages oder nach Aufforderung des AG´s, die leihweise 
übergebenen Unterlagen, Werkzeuge und Leihgaben nicht innerhalb von 5 
Werktagen zurückgegeben, ist der Arbeitgeber berechtigt Schadenersatz in 
Höhe des Wiederbeschaffungswertes zu verlangen, es sei denn, dass durch 
den Arbeitnehmer ein Schaden in anderer Höhe nachgewiesen wird. Der 
Arbeitnehmer erklärt sich ausdrücklich damit einverstanden, dass der 
Arbeitgeber Forderungen wie Vertragsstrafen, Schadenersatz und 
Betriebsbußgelder von fälligen Lohnzahlungen in Abzug bringen kann. 
 
 
 
 

§ 22 Ausschlussfristen 
Die Ausschlussfristen richten sich nach den tariflichen Bestimmungen des 
Mantelrahmentarifvertrages für Sicherheitsdienstleistungen in der jeweils 
gültigen Fassung.  
Ausgenommen hiervon sind Ansprüche nach dem Mindestlohngesetz (MiLoG) 
sowie Ansprüche wegen Verletzung des Lebens, des Körpers oder der 
Gesundheit, sowie vorsätzlichen Pflichtverletzungen und 
Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzlichen oder grob fahrlässigen 
Handlungen beruhen. Die Ausschlussfrist beginnt, wenn der Anspruch fällig 
ist und der Anspruchsteller von den anspruchsbegründenden Umständen 
Kenntnis erlangt oder grob fahrlässig keine Kenntnis erlangt hat. Sofern die 
andere Vertragspartei den erhobenen Anspruch ablehnt, oder sich nicht 
innerhalb von zwei Wochen erklärt, so verfällt der Anspruch endgültig, wenn 
er nicht innerhalb von drei weiteren Monaten nach der Ablehnung oder dem 
Fristablauf gerichtlich geltend gemacht wird.  
 
§ 23 Sonstige Bestimmungen  
Die betrieblichen Regelungen sind in Form von Verfahrens- und 
Arbeitsanweisungen (VA/AA) festgeschrieben. Sie sind Teil unseres 
Qualitätsmanagements nach der Europanorm DIN EN 9001:2015, dass 
jährlich durch die Zertifizierungsstelle überprüft wird. Verfahrens- und 
Arbeitsanweisungen regeln die tägliche Arbeit. Ihre Struktur ist in jeder 
Niederlassung und am Stammsitz ausgehängt. Sämtliche Dokumente sind 
über die jeweiligen Vorgesetzten einsehbar oder können über den 
Firmenstammsitz abgerufen werden, z. B. über info@city-schutz.de. Gleiches 
gilt für relevante Gesetze, Tarifverträge und Betriebsvereinbarungen. Es 
gelten die gesetzlichen Bestimmungen, Betriebsvereinbarungen sowie die 
Verfahrens-, Dienst- und Arbeitsanweisungen. Die arbeitsvertraglichen 
Regelungen beziehen sich stets auf die tarifvertraglichen Vereinbarungen des 
BDSW im relevanten tariflichen Geltungsbereich (Einsatzortprinzip), 
ersatzweise auf die geltenden gesetzlichen Bestimmungen. 
Vertragsänderungen bedürfen der Schriftform. Mit Abschluss dieses 
Arbeitsvertrages verlieren alle bisherigen Vereinbarungen aus 
vorangegangenen Arbeitsverträgen und Vereinbarungen ihre Gültigkeit. 

 
§ 24 Dienstausweis und Dienstanweisung  
Der von der City Schutz GmbH ausgehändigte Dienstausweis ist aufgrund 
gesetzlicher Vorschriften ständig im Dienst mitzuführen und auf Verlangen der 
Polizei bzw. Beauftragten von Ordnungsbehörden vorzuzeigen. Gleiches gilt 
im Rahmen der Mitführungs- und Vorlagepflicht für ein gültiges 
Ausweisdokument. Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, die allgemeine 
„Dienstanweisung für das Bewachungsgewerbe“ sowie die besonderen 
Verfahrens- und Arbeitsanweisungen gesetzlich oder betrieblich, in allen 
Punkten zu beachten. Ein Verstoß zieht Schadensersatzansprüche sowie 
disziplinarische Maßnahmen nach sich. Der Arbeitnehmer geht mit Abschluss 
des Arbeitsvertrages die Verpflichtung ein, sich über den Inhalt des 
Qualitätsmanagements nach DIN EN ISO 9001:2015, vor allem den 
Verfahrens- und Arbeitsanweisungen sowie Vorschriften, informiert zu haben. 
Das im Unternehmen angewandte Qualitätsmanagementsystem nach DIN EN 
ISO 9001:2015 wurde dem Arbeitnehmer verständlich erläutert. Der 
Arbeitnehmer ist verpflichtet sich über Änderungen zu informieren und 
konsequent nach den jeweils gültigen Regelungen zu handeln. 

 
§ 25 Arbeitszeit und Arbeitsorganisation 
Arbeitszeit im Sinne des Arbeitszeitgesetzes ist die Zeit vom Beginn bis zum 
Ende der Arbeit ohne die Ruhepausen (vgl. § 2 Abs. 1 ArbZG). Pausenzeiten 
werden entsprechend nicht vergütet. Diese Regelung gilt ohne Ausnahme 
unternehmensweit. Die im Arbeitszeitgesetz geforderten 
Mindestpausenzeiten werden von der City Schutz GmbH großzügig 
eingehalten. Die in den einzelnen Dienstanweisungen objektspezifisch 
geregelten Pausenzeiträume dienen der Einhaltung der 
Pausenregelungspflicht des Arbeitgebers. Sie entsprechen den gesetzlichen 
und tariflichen Vorgaben. Arbeitgeber werden durch das Arbeitszeitgesetz 
verpflichtet, die Einhaltung der Pausen sicherzustellen. Aus diesem Grund 
enthalten unsere Dienstanweisungen exakte Vorgaben hierzu. Von diesen 
Vorgaben kann lageabhängig abgewichen werden (plötzlicher Arbeitsanfall, 
Notfälle, Kundenwünsche usw.). Dann ist die gesetzliche Pause aber 
nachzuholen, sodass Ruhe- und Erholungsphasen in jedem Fall sichergestellt 
sind. Sollte diese (oder eine andere betriebliche Regelung z.B. aus der 
Dienstanweisung) im Arbeitsalltag nicht umsetzbar sein, ist sofort detailliert 
Bericht zu erstatten. Die Hinderungsründe sind mit Datum, Uhrzeit und 
Beschreibung schriftlich gegenüber den zuständigen Vorgesetzten 
darzulegen. Der Arbeitnehmer erhält die Zuweisung von Arbeit in Form von 
Einsatzplänen und Arbeitsaufträgen. Sollte der Einsatzplan nicht rechtzeitig 
eingehen, oder eine zu geringe Stundenzahl (Unterschreiten des 
Beschäftigungsanspruchs) enthalten, so ist der Arbeitnehmer verpflichtet, sich 
täglich persönlich bei seinem Vorgesetzten Auftragsmanager zu melden, um 
die angebotene Arbeitsleistung gegeben Falls am Sitz des Auftragsmanagers 
aufnehmen zu können. Sollte auch nach 7 Tagen aktiver Mitwirkung des 
Arbeitnehmers keine ausreichende Zuteilung von Arbeit erfolgt sein, so ist der 
Arbeitnehmer verpflichtet, sich bei der Geschäftsführung zu melden.  Bei 
einem Verstoß gegen diese Mitwirkungspflicht, kann der Arbeitnehmer keinen 
Annahmeverzug beim Arbeitgeber geltend machen. Der Arbeitnehmer erklärt 
sich damit einverstanden, am System der Rufbereitschaft aktiv teilzunehmen. 
Die Absicherung kurzfristiger Ausfälle gehört in einem personalintensiven 
Dienstleistungsunternehmen zum Alltag. Jeder Mitarbeiter übernimmt daher 
für wenige Tage im Monat die Rufbereitschaft von zwei Stunden. Der 
Arbeitnehmer muss an diesen Tagen bereit sein, kurzfristig den Dienst 
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anzutreten. Eine Vergütung wird erst fällig, wenn ein Dienst tatsächlich 
angetreten wird. Hierbei werden die tatsächlich geleisteten Stunden mit dem 
jeweils gültigen Entgelt abgerechnet. Eine Vergütung der Rufbereitschaft 
selbst erfolgt nicht. Die Rufbereitschaft wird zur besseren Planbarkeit für alle 
Mitarbeiter, unter Berücksichtigung der nötigen Ruhephasen, spätestens am 
Ende des Vormonats im Dienstplan des Folgemonats eingetragen.  

 
§ 26 Rechtsbefugnisse 
Der Arbeitnehmer ist ausdrücklich dahingehend belehrt worden, dass er nicht 
die Befugnisse eines Polizeibeamten, eines Hilfspolizeibeamten oder eines 
sonstigen Bediensteten einer Behörde besitzt. Der Arbeitnehmer kann 
lediglich die Jedermannsrechte ausüben, d.h.: Notwehr nach §227 BGB, §§ 
32-33 StGB; Notstand gemäß §228 BGB, §§ 34-35 StGB; Selbsthilfe gemäß 
§§ 229-231 BGB; Besitzwehr gemäß §§ 859, 860 BGB und vorläufiges 
Festnahmerecht nach § 127 StPO. Eine Überschreitung der Grenzen der 
Jedermannsrechte kann eine strafbare Handlung darstellen und zum 
Schadensersatz führen. Sofern die Tätigkeit im Wach- und 
Sicherheitsgewerbe mit einer Waffe durchgeführt ist, bedarf das Führen der 
Schusswaffen durch Personen der Erlaubnis der zuständigen Behörde nach § 
35 Waffengesetz sowie der Erlaubnis des Auftraggebers und Arbeitgebers. 
 
§ 27 Erfüllungsort und Gerichtstand  
Erfüllungsort ist der Ort, an dem die streitige Verpflichtung zu erfüllen ist. Hat 
der Arbeitnehmer im Inland keinen Wohnsitz begründet, so ist Erfüllungsort 
beiderseitig der Hauptsitz des Arbeitgebers. Gerichtsstand für beide 
Vertragspartner ist das für den Erfüllungsort zuständige Arbeitsgericht. Für 
Kündigungsschutzklagen wird als Gerichtsstand das Arbeitsgericht Halle 
vereinbart.     
 
§ 28 Ausschluss Arbeitgeberhaftung Betriebliche Altersvorsorge 
Jeder Arbeitnehmer hat gemäß § 1a BetrAVG einen Rechtsanspruch gegen 
seinen Arbeitgeber, einen Teil seines vereinbarten Arbeitsentgelts für die 
betriebliche Altersvorsorge zu verwenden. Darüber hinaus bietet die City 
Schutz GmbH einen Zuschuss zur betrieblichen Altersvorsorge an. Weitere 
Informationen erhalten Sie bei der Personalabteilung oder dem Betriebsrat. 
Die betriebliche Altersvorsorge wird über die Alte Leipziger angeboten.    
Seit 01.01.2005 gilt das neue Alterseinkünftegesetz (AltEinG). Die Leistungen 
der gesetzlichen Altersvorsorge wurden damit weiter reduziert. Als Ausgleich 
fördert der Staat spezielle betriebliche Versorgungsprodukte; die betriebliche 
Altersvorsorge bleibt für den Arbeitnehmer weiter attraktiv. Sie haben die 
Möglichkeit über die Entgeltumwandlung eine zusätzlich geförderte 
Altersvorsorge aufzubauen. Der Arbeitnehmer wird diesbezüglich vom 
Arbeitgeber im Rahmen der betrieblich festgelegten Durchführungswege 
unterstützt. Mit Abschluss des Arbeitsvertrages bestätigt der Arbeitnehmer, 
dass der Arbeitgeber ihn umfassend über die 
Altersvorsorge/Entgeltumwandlung informiert hat und eine Haftung aus 
fehlender und unvollständiger Informationspflicht unwiderruflich 
ausgeschlossen wird. 

§ 29 Überlassung eines Internet-Zugangs  
Der durch den Arbeitgeber gestellte Internetzugang darf ausschließlich für 
dienstliche/geschäftliche Zwecke verwendet werden. Jegliche private Nutzung 
ist untersagt. Dies gilt auch für die dem Arbeitnehmer zugeteilte, firmeninterne 
Mail- Adresse. Die missbräuchliche Nutzung des durch den Arbeitgeber 
gestellten Internetzugangs, insbesondere das Aufrufen, speichern 
(Herunterladen) von Daten gesetzeswidrigen oder jugendgefährdenden 
Inhalts sowie die Abwicklung privater Mails ist unzulässig und zieht in jedem 
Fall entsprechende straf- und arbeitsrechtliche Maßnahmen durch den 
Arbeitgeber nach sich. 

§ 30 Antikorruptionserklärung    
Die Beschäftigten achten bei beruflichen und persönlichen Handlungen und 
Bindungen auf Glaubwürdigkeit und Integrität. Sie führen weder gegen 
Entschädigung noch unentgeltlich Tätigkeiten aus, die zu ihren Aufgaben bei 
der City Schutz GmbH im Widerspruch stehen. Sie nutzen ihre berufliche 
Stellung in keinem Fall für private Zwecke aus. Die Beschäftigten nehmen 
weder direkt noch indirekt Geschenke oder andere Vorteile an, die ihre 
Unabhängigkeit und Handlungsfähigkeit beeinträchtigen könnten. Sie 
missbrauchen weder Geld, Arbeitsmittel, Material noch Informationen und 
andere immateriellen Werte gegen die Interessen des Unternehmens, der 
Öffentlichkeit oder zum eigenen Nutzen oder dem von Angehörigen. Die 
Beschäftigten informieren ihre Vorgesetzten über jeden Interessenkonflikt im 
Zusammenhang mit der Aufgabenerfüllung Aufgaben. Sie führen keine 
rechtswidrigen Aufträge aus. Weitere Einzelheiten regelt die 
Verfahrensanweisung F2VA02 (Transparenzregelung - Verhaltenskodex). 

§ 31 Verpflichtung auf das Datengeheimnis (EU-DSGVO)  
Aufgrund Ihrer Aufgabenstellung kommen Sie ggf. mit personenbezogenen 
Daten von Mitarbeitern, Kunden, Lieferanten oder anderweitigen Partnern der 
City Schutz GmbH in Kontakt oder müssen diese Daten verarbeiten. Hiermit 
werden Sie auf die Wahrung der Vertraulichkeit in Bezug auf solche 
personenbezogenen Daten nach Art. 5 Abs. 1 f, Art. 32 Abs. 4 Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) verpflichtet. Es ist Ihnen untersagt, unbefugt 
personenbezogene Daten zu verarbeiten. Die Datenverarbeitung darf lediglich 
im Rahmen Ihrer dienstlichen Aufgaben, die in den Dienst- und 
Arbeitsanweisungen des Unternehmens festgeschrieben sind und im Rahmen 
von Anweisungen Ihrer Vorgesetzten erfolgen. Verstöße gegen die 
Vertraulichkeit können nach Art. 83 Abs. 4 DSGVO, §§ 42, 43 BDSG sowie 

nach anderen Strafvorschriften mit Freiheits- oder Geldstrafe geahndet 
werden. In der Verletzung der Vertraulichkeit kann zugleich eine Verletzung 
arbeits- oder dienstrechtlicher Schweigepflichten liegen. Weiterer 
Informationen zu dieser Verpflichtungserklärung, zum Datengeheimnis und 
zur richtigen Verarbeitung personenbezogener Daten erhalten Sie mit dem 
DSK Infoblatt Nr. 19 als Anlage zu diesem Arbeitsvertrag (siehe § 31). Bei 
Fragen, Unsicherheiten oder Problemen aller Art im Themenfeld Datenschutz 
erhalten Sie unter datenschutz@city-schutz.de schnelle und unkomplizierte 
Hilfe.  

 
Diese Verpflichtung besteht auch nach Beendigung Ihrer Tätigkeit fort.  
 
§ 32 Abschlussbestimmungen 
Mit seiner Unterschrift erkennt der Arbeitnehmer an, 
a) eine „Allgemeine Dienstanweisung für Sicherheitsmitarbeiter“ erhalten zu 

haben, 
b)    über die geltenden tariflichen Bestimmungen informiert worden zu sein, 
c) dass die gültigen Tarifverträge des BDSW gemäß Einsatzortprinzip auf 

das Arbeitsverhältnis Anwendung finden, 
d)   den Inhalt des Arbeitsvertrages völlig verstanden zu haben, 
e)   über die Arbeits- und Unfallschutzvorschriften belehrt worden zu sein, 
f)  über die betrieblichen Festlegungen, Betriebsvereinbarungen und 

Vorschriften informiert worden zu sein, 
g) Das Kurzpapier Nr. 19 der Datenschutzkonferenz 

(Datenschutzverpflichtung von Beschäftigten) erhalten zu haben.  
h)  die „Erläuterungen zum Arbeitsvertrag“ als Anlage zu diesem 

Arbeitsvertrag erhalten zu haben 
i) Kleiderordnung (U2 AA06). 
 
§ 33 Verzichtserklärung 
Der Arbeitnehmer wurde über seine möglichen Rechte und Pflichten nach 
§613a BGB aufgeklärt. Er verzichtet unwiderruflich auf die Anwendung des 
§613a BGB und erklärt mit Unterzeichnung des Vertrages, dass er mögliche 
Rechte und Pflichten, gleich welcher Art, für sich nicht beanspruchen wird. Die 
Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass §613a BGB für dieses 
Arbeitsverhältnis keine Anwendung findet. 
 
§ 34 Ersthelfer  
Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, eine fehlende Qualifikation zum Ersthelfer 
innerhalb von sechs Wochen ab Vertragsbeginn selbständig nachzuholen. Die 
Kosten werden nicht vom Arbeitgeber getragen. Die 2-jährliche Auffrischung 
ist selbstständig zu organisieren. Die Kosten trägt i.d.R. die 
Berufsgenossenschaft VBG. 
 
§ 35 Fahrtätigkeiten mit Firmenfahrzeugen und Mietwagen  
Der Ausspruch eines Fahrverbotes oder der Entzug des Führerscheins ist dem 
Arbeitgeber umgehend schriftlich zu melden. Der Personalausweis und der 
Führerschein sind während der Arbeitszeit ständig mitzuführen und auf 
Verlangen zuständigen Personen vorzuzeigen.   
 
§ 36 Qualifikation // Überprüfung der Zuverlässigkeit  
Der Arbeitnehmer ist verpflichtet seine Qualifikation entsprechend §9 
BewachVO (min. Sachkunde §34a GewO) dem Arbeitgeber durch Vorlage der 
IHK-Urkunde nachzuweisen. Zur Überprüfung der Zuverlässigkeit im Sinne 
der BewachVO wird der Arbeitnehmer durch den Arbeitgeber beim 
zuständigen Gewerbeamt gemeldet. Das Gewerbeamt holt alle 2 Jahre eine 
unbeschränkte Auskunft nach § 41 Abs. 1 Nr. 9 des 
Bundeszentralregistergesetzes ein. Die Kosten der Zuverlässigkeitsprüfung 
trägt der Arbeitnehmer und richten sich nach der jeweils gültigen 
Gebührenordnung der Prüfungsbehörde. Verauslagte Überprüfungskosten 
können mit der nächsten Lohn- und Gehaltszahlung verrechnet werden.  

 
§ 37 Salvatorische Klausel  
Die etwaige Ungültigkeit einzelner Vertragsbestimmungen berührt die 
Gültigkeit der übrigen Bestimmungen dieses Vertrages nicht. Die Parteien 
verpflichten sich, anstelle einer unwirksamen Bestimmung eine dieser 
Bestimmung möglichst nahekommende wirksame Regelung zu treffen. 
 

Schönburg, 15.03.2023 
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